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Das Nationale Forschungsprogramm, dessen Abschlussveranstaltung 
heute stattfindet, befasst sich mit der "Wirksamkeit staatlicher Massnah­
men". Di ese Thematik ist für di e heutige Regierungstatigkeit zunehmend 
zentral. Sie ist deshalb ein geeigneter Anlass, eine Standortbestimmung 
zur Reform unseres Staates vorzunehmen, dessen wichtigste Herausfor­
derungen zu skizzieren und zu zeigen, wo die Studien, Überlegungen und 
Kenntnisse des NFP 27 in Zukunft hilfreich sein konnen. 

Als der Bundesrat vor bald neun Jahren die fünfte Serie Nationaler For­
schungsprogramme lancierte, war die Problematik der "Wirksamkeit 
staatlichen Handelns" noch nicht in aller Munde. Die heute aktuellen 
Themen und Entwicklungen der Verwaltungsreform - Wirkungsorientie­
rung, Kundenorientierung, Kerngeschaftsorientierung, Kostenorientie­
rung, alles Begriffe des New Public Management - waren hochstens in 
Konturen erkennbar. Das Eidgenossische Justiz- und Polizeidepartement 
war massgeblich am Zustandekommen des Forschungsprogramms betei­
ligt. Sein Interesse am Thema w ar durch sein e Bestrebungen zur V erbes­
serung der Qualitat der Rechtsetzung motiviert. Zugleich war die Mog­
lichkeit verheissungsvoll, die Staatstatigkeit auf einer solideren Grund­
lage als bisher auf ihre Notwendigkeit überprüfen zu konnen. Beide An­
liegen sind heute noch zeitgemãss. Die Herausforderungen an die Regie­
rungs- und Verwaltungsführung sind in der Zwischenzeit jedoch eindeu­
tig noch grosser geworden. Weshalb? 

Vortrag an der Abschlusstagung des Nationalen Forschungsprogramms "Wirksamkeit 
staatlicher Massnahmen" (NFP 27) vom 16. Februar 1996 in Bern. 
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l. Die neuen Herausforderungen 

Ein Blick auf unser Land bietet ein in mancherlei Hinsicht zwiespaltiges 
Bild. Die Sch~eiz besitzt in den Augen ihrer Kritiker ein aus dem letzten 
Jahrhundert stammendes, hoffnungslos veraltetes Regierungs- und Ver­
waltungssystem. Dieses weist in seiner Fragmentierung und Dezentrali­
sierung, in seiner recht schlanken Konzernspitze - gemeint ist das Ge­
wicht der Bundes- im Vergleich zur Kantons- und Gemeindeverwaltung­
und in seinen ausgebauten Mechanismen der Konsensfindung in den 
Augen der Befürworter indessen durchwegs modeme Züge auf. Die 
Schweiz figuriert in internationalen Vergleichen von Bruttosozialprodukt 
und Lebensqualitat meist unter den fünf bestplazierten Nationen. Damit 
kontrastieren di e ausserst geringen W achstumsraten i m letzten J ahrzehnt. 
Verglichen mit ihren OECD-Partnern liegt die Schweiz zwar bei jenem 
Drittel Staaten mit der geringsten Staatsquote; letztere weist indessen im 
Zeitraum der letzten 15 Jahre den grossten Zuwachs auf. Die Schweiz 
rühmt sich ihrer Umweltschutzleistungen und strebt ein qualitatives 
Wachstum an, hat aber im Laufe des letzten Jahrzehnts eher ein Wachs­
tum in die Breite - genahrt durch ein relativ starkes Bevolkerungswachs­
tum - erlebt. Die Schweiz ist in starkerem Masse als die meisten Nach­
barstaaten international verflochten und tut sich dessen ungeachtet, wie 
Volksentscheide der jüngeren Vergangenheit lehren (EWR, erleichterte 
Einbürgerung, Lex Friedrich, Alpeninitiative), mit der Óffnung offenbar 
besonders schwer. 

Gelinde gesagt: Wie zahlreiche Staaten hat die Schweiz die neuen Gege­
benheiten im europaischen und weltweiten Umfeld, die in aller Munde 
stehende Globalisierung, noch lange nicht verdaut. Zu diesen Gegeben­
heiten gehort der Umbruch im Osten unseres Kontinents, der von Krisen, 
aber auch von grossen Entwicklungschancen begleitet ist. Dazu gehoren 
nicht nur die politische Stabilisierung im südostasiatischen Raum mit 
dem grossten wirtschaftlichen Wachstum, verbunden mit Produktionsver­
lagerungen grossen Stils in diese Region, sondern auch eine neugewon­
nene wirtschaftliche Konkurrenzfahigkeit in den USA, die unsere Indu­
strie- und Dienstleistungsbetriebe sowie vor allem die Forschungsabtei­
lungen weiter unter Druck setzen wird. Die Wirtschaft reagiert kurzfri­
stig mit Kapitalbewegungen und mittelfristig mit Produktionsumschich-
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tungen auf die feinsten Erschütterungen und Verschiebungen der inter­
nationalen Konkurrenzfahigkeit. 

Es ist unter diesen Gegebenheiten verstandlich, dass die Schweiz mit 
ihren sehr hohen Lebenshaltungskosten zunehmend wirtschaftlich unter 
Druck gerat. Dieser Druck pflanzt sich von Wirtschaft und Gesellschaft 
auch auf die Regierung und Verwaltung fort. Von Unternehmungen, 
zunehmend aber auch von Arbeitskraften und Rentnem wird verglichen, 
was sie in den einzelnen Landern an Steuern entrichten und welche 
staatlichen Leistungen sie dafür erhalten. Die Qualitat staatlichen Han­
delns ist dabei e in ni eh t unmassgeblicher Faktor. für die Standortwahl; 
dies kommt nicht zuletzt auch im Einbezug und in der Gewichtung des 
regulatorischen Umfelds, der Geld- und Fiskalpolitik, der Wettbewerbs­
politik sowie der gesellschaftlichen und politischen Stabilitat im Rahmen 
des "World Competitiveness Report" zum Ausdruck. "Value for money" 
heisst das Zauberwort in den angelsachsischen Landern, das auch in be­
zug auf Steuergelder gilt. Infolge immer grosserer Mobilitat konnen Fir­
men und Personen ihre Praferenzen durch ein "voting by the feet", -
durch Standortwechsel - ausdrücken. Mehr und mehr werden die ehema­
ligen Verwaltungsunterworfenen zu kritischen Kunden der Verwaltung, 
welche unter den Staaten, Gliedstaaten und Gemeinden das ihnen zu­
sprechende Menü kritisch auswahlen. Damit kehrt sich letztlich das Ver­
haltnis zwischen dem obrigkeitlichen Staat und den Verwaltungsunter­
worfenen um, was .im "New Public Management" durch Betonung der 
Kundenaspekte deutlich zum Ausdruck kommt. Keine Regierung wird es 
sich mehr leisten konnen, Geld auszugeben und Personal einzusetzen für 
Aktivitaten, welche den erhofften Nutzen nicht erbringen oder gravie­
rende Nebenwirkungen verursachen. Damit ist die Thematik der Wirk­
samkeit ganz zentràl angesprochen. 

Solche Tendenzen sind bereits jetzt spürbar, aber sie werden vermutlich 
noch stark an Intensitat gewinnen. Es ist deshalb unabdingbar, dass die 
bisherigen legislatorischen, verwaltungsorganisatorischen und finanz­
politischen Reformanstrengungen fortgeführt und intensiviert werden. 
Nur dank ihnen ist es uns bis anhin gelungen, eine Verfassungs- und 
Verwaltungskrise zu vermeiden. Denn das Wort des englischen Staats­
mannes EDMUND BURKE ,Ein Staat, dem es an allen Mitteln zu seiner 
Veranderung fehlt, entbehrt der Mittel zu seiner Erhaltung" ermahnt uns 
daran, die Reform unseres Staatswesens ernst zu nehmen. Dies will nicht 
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heissen, dass wir überstürzt alles gleichzeitig tun sollen. Es ist vielmehr 
ein Dauerauftrag, der geordnet, mit einer klaren PrioriUitenordnung zu 
erfüllen ist. Der Bundesrat raumt daher der Verfassungsreform und der 
U msetzung der l. Phase de r Regierungs- un d Verwaltungsreform kiar 
erste Prioritat ein. Er hofft damit einen grundlegenden Erneuerungspro­
zess in Gang zu setzen, von dem dann spater weitere Einzelvorhaben wie 
Parlamentsreform, Regierungsreform 2. Phase, Foderalismusreform so­
wie die Neuordnung des Finanzausgleichs profitieren werden. 

2. Der Beitrag von Wissenschaft und Evaluationen zur Re­
forru 

Welchen Beitrag leisten Wissenschaft und Evaluation zu politischen 
Reformprozessen? Die Wissenschaft im allgemeinen und die Evaluati­
onsforschung im besonderen konnen den Staat zweifellos ganz entschei­
dend unterstützen. Es gibt kaum eine Expertenkommission, in welche die 
Wissenschaft nicht einbezogen war, und kaum eine Botschaft, die sich 
nicht auch auf wissenschaftliche Untersuchungen abstützte. Gehor finden 
wissenschaftliche oder nach wissenschaftlichen Methoden erarbeitete 
Erkenntnisse vor allem dann, wenn sie breit abgesichert sind und prak­
tisch in die Lehrmeinung einer bestimmten Disziplin eingehen oder gar 
von verschiedenen Disziplinen in ahnlicher Weise vertreten werden. 
Beispielsweise ergeht von seiten der Wirtschaftswissenschaft, der 
Rechtswissenschaft, der Managementlehre und der Soziologie der Ruf an 
den Staat, bescheidener als bisher zu werden und die Grenzen der Beein­
flussbarkeit gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Prozesse klar zu er­
kennen. Zu. dieser Erkenntnis haben nicht zuletzt auch zahlreiche, in ver­
schiedenen Landern durchgeführte Evaluationen über die effektiven 
Wirkungen staatlichen Handelns in den verschiedensten Politikbereichen 
beigetragen, die staatlicher Politik bloss einen gemischten Erfolg attestie­
ren. In ahnlicher Weise wissenschaftlich gefestigt - im Rahmen wirt­
schaftlicher, politikwissenschaftlicher, juristischer und soziologischer 
Untersuchungen - ist die Empfehlung, die Folgen der Internationalisie­
rung und Verflechtung auf nationalstaatliche Prozesse ausreichend zu 
berücksichtigten. Mehrere Studien, darunter auch eine aus dem NFP 27, 
ha ben gezeigt, das s zielstrebige Bemühungen für de n U mweltschutz un d 
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die Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit der Wirtschaft durchaus verein­
bar sind. Je mehr Evaluationen durchgeführt werden und je solider sie 
methodisch abgestützt sind, desto grosser wird der Fundus des Wissens, 
auf den sich die politischen Behorden abstützen konnen, um fragwürdige 
Eingriffe des Staates zu beschneiden und um gute Massnahmen noch 
besser auszugestalten. Wissenschaftliche Untersuchungen und Evalua­
tionen gehoren - nebst vielem anderem - zum Kapital dieses Landes, 
denn sie ermoglichen, die Vorlaufzeit für Entscheide zu verkürzen und 
gleichzeitig fundierte Entscheide zu fallen. Evaluationsergebnisse kon­
nen für Entscheide beispielsweise dann herangezogen werden, wenn sich 
Bedürfnisse, auf denen bisherige Massnahmen beruhten, verandern, 
wenn sich Trends abzeichnen, die bei der Projektplanung beachtet wer­
den müssen, oder wenn etwa Vollzugshindernisse festgestellt werden, die 
bei einer seriosen Massnahmengestaltung unbedingt berücksichtigt wer­
den sollten. 

Um nicht missverstanden zu werden: Wissenschafter und Politiker, 
Theoretiker und Praktiker gehoren zwei verschiedenen Welten an. Wol­
len die einen vorab erklaren, so müssen die anderen handeln. "Die Not­
wendigkeit, zu entscheiden, ist allemal grosser als unsere Moglichkeit, zu 
erkennen" (IMMANUEL KANT). Wissenschaftliche Untersuchungen wer­
den den politischen Entscheid daher nicht ersetzen konnen und ersetzen 
dürfen. Auch Evaluationen werden die politische Bewertung von Mass­
nahmen nicht vorwegnehmen konnen. Sie werden jedoch, dies hoffe ich, 
di e V orbereitung staatlichen Handelns au f bessere Grundlagen abstützen 
konnen und zur Überprüfung der tatsachlichen Wirkungen beitragen. Sie 
werden dadurch Voraussetzungen für eine qualitativ bessere Politik 
schaffen. 

3. Regieren heisst Vertrauen rechtfertigen und Mehrheiten 
schaffen 

Regieren beruht letztlich auf wahrend gewisser Zeit geliehener Macht. 
Ein wesentliches Ziel für alle politisch gewahlten Behorden besteht 
darin, den erhaltenen Vorschuss an Vertrauen zu rechtfertigen. Ein 
zweites Ziel, ja die Kunst, des Regierens besteht darin, nicht nur gute 
Ideen zu entwickeln, sondern auch die für deren Realisierung notwendi-
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gen Mehrheiten zu schaffen. Um die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit 
sichern und überprüfen zu konnen, bedarf es eines gemeinsamen Grund­
verstandnisses über das Wünschbare- oder in NPM-Terminologie ausge­
drückt - über den Leistungsauftrag an den Staat. Dieser Konsens ist im­
mer wieder prekar, nicht nur, aber gerade auch in einem Land mit so viel 
innerer Vielfalt wie der Schweiz. Er ergibt sich nicht von selbst, sondern 
muss in beharrlicher, bestandiger, oft schwieriger und zeitaufreibender 
Arbeit stets von neuem geschaffen werden. Regieren bedeutet immer 
wieder: Den Dialog suchen, fürs Gesprach bereit sein, Vorstellungen 
über den einzuschlagenden Weg entwickeln, die Meinungstrager von 
sinnvollen Losungen überzeugen versuchen, Niederlagen konstruktiv 
verarbeiten, Visionen entwickeln und gleichzeitig schrittweise realisie­
ren. 

Ich denke, dass der Dialog gerade in einem Land mit so viel innerer Ver­
schiedenheit wie der Schweiz von entscheidender Bedeutung ist. Die 
Notwendigkeit des Gesprachs und des inneren Ausgleichs - politikwis­
senschaftlich fast etwas abschatzig mit dem Begriff der "Konkordanz­
demokratie" bedacht - kann als Nachteil gesehen werden; mit Blick auf 
die grosseren Gebilde wie die EU, deren politische Aushandlungsme-

. chanismen den unseren sehr ahnlich sind, stellt sie gleichzeitig einen 
hochst modernen Zug unseres Staatsgebaudes dar. Es sind gewissermas­
sen Strategien des runden Tisches. Dabei muss auffallen, dass im Aus­
land in Zeiten der Krise, der nationalen Handlungsunfahigkeit, immer 
wieder der Ruf nach dem ,runden Tisch", dem augenfalligen Symbol der 
konkordanten Problemlüsung, ertünt. Ich mochte auch betonen, dass ge­
rade im Hinblick auf unsere europaischen Integrationsbemühungen die 
Erhaltung des inneren Ausgleichs und Friedens das vorrangige Ziel ist. 
Die heutigen multi- und supranationalen Institutionen heben das Natio­
nalstaatliche tücht auf. Im Gegenteil, sie beruhen auf geglückter Natio­
alstaatlichkeit, versuchen diese indessen mit den Anliegen des Friedens, 
der Freiheit und der internationalen wirtschaftlichen Prosperitat zu ver­
binden. Wenn auch die Teilnahme an multilateralen Institutionen immer 
auch Moglichkeiten zu nationaler Identifikation gibt - ich erwahne den 
diesjahrigen OSZE-Vorsitz der Schweiz - und wenn auch eine geglückte 
Integration die inneren Konflil<:te relativieren kann - Belgien steht dafür 
als Beispiel -, scheint die Aufgabe der Schweiz, nach jüngsten Nieder­
lagen in Volksabstimmungen, vorerst im Kitten der intemen Differenzen 
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zu liegen. Dies bedarf noch eines langen und ausdauernden Dialogs auf 
allen Seiten, des urschweizerischen ,me muess halt rede miten'!-nd". 

4. Für eine Politik des langen Atems 

Damit komme ich zurück auf das Thema dieser Veranstaltung, den Dia­
log zwischen Wissenschaft und Politik. In der Schweiz, dieser Addition 
von Minderheiten, kann Politik nie auf der Durchsetzung einer Mehr­
heitsmeinung beruhen. Das Volk will nicht per Dekret regiert, sondern in 
mühsamer Kleinarbeit überzeugt werden. Zur schweizerischen politi­
schen Kultur gehoren die gegenseitige Rücksichtnahme, das Austarieren 
und natürlich der Kompromiss. Dieser kann ab und zu leider auf dem 
kleins.ten gemeinsamen Nenner beruhen. Haufiger beruht er indesseil auf 
mehr. Verhandlungen fordern oft das gegenseitige Verstandnis, die Fa­
higkeit, sich auch in die Position des politischen Gegners versetzen zu 
konnen. Die Prozesse der direkten Demokratie schaffen zweifellos eine 
optimale Legitimation, brauchen aber oft mehr Zeit, als uns heute ange­
sichts des internationalen Entscheidungsdrucks zur Verfügung zu stehen 
scheint. Von Wissenschaftsseite vorgebrachte Argumente, werden oft nur 
mit langjahriger Verzogerung in Entscheidungen einbezogen. Man sagt 
ja nicht zu Unrecht, dass die Popularisierung der wissenschaftlichen Er­
kenntnisse fast eine Generation brauche. Daraus erwachst bei Vertrete­
rinnen und Vertretem der Wissenschaft und der Evaluation oft ein Ge­
fühl der Ohnmacht. Sie erhalten den Eindruck, ihre Argumente verhallten 
ungehort. Dies trifft aber - ich kann aus Erfahrung sprechen - oft nicht 
zu. Argumente der Wissenschaft sind immer wieder der Samen, der Ein­
sicht in die Notwendigkeit von Veranderungsprozessen'weckt. 

Es mag für viele frus.trierend sein, wie lange in der Schweiz Neuerungen 
brauchen. Beispiele gibt es zuviele: Vom Frauenstimmrecht lasst sich 
über die Aktienrechtsrevision, die Einführung der Mehrwertsteuer, die 
blockierte Energiepolitik, die Landwirtschaftsreform bis zur seit 1945 
ungelüsten Mutterschaftsversicherung ein trister Bogen helvetischer Ver­
spatungen spannen. Aber unser Land lasst sich eben nicht wie eine Un­
temehmung führen. Denn Bundesrat und Parlament verfügen nicht über 
vorgegebene Mehrheiten im Volk. Dafür verfügen wir in unserem Land 
glücklicherweise nach wie vor über einen Grundkonsens von Werten und 
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Spielregeln, die ein unermessliches Kapital darstellen, riamlich das ge­
genseitige Verstandnis der wichtigen gesellschaftlichen Gruppen, bei­
spielsweise der Arbeitgeber.und -nehmer, der Bauern, der Industriearbei­
tenden und der Dienstleistungsberufe, der Jungen und der Alten sowie 
zwischen Stadt und Land. Wie wichtig dieses gesellschaftliche Grund­
Kapital ist, mag der Streik gezeigt haben, der vor zwei Monaten Frank­
reich erschüttert hat. Regieren bedeutet - gerade in Zeiten alarmierender 
Budgetdefizite -, sachliche Notwendigkeiten einerseits und Konsensfin­
dung und -erhaltung anderseits in ein sinnvolles Gleichgewicht zu brin­
gen. Wissenschaftliche Erkenntnisse sind dabei durchaus hilfreich, aber 
sie bedürfen der Einfügung in ein grosseres Ganzes. 

Regieren bedeutet somit den Konsens suchen, aktiv an dessen Zustande­
kommen mitarbeiten und dann sicherstellen, dass die gemeinsamen Vor­
stellungen verwirklicht werden konnen. 

Ich mochte an einigen aktuellen Beispielen aus meinem Departement nun 
konkret zu zeigen versuchen, wie vielfaltig die Reformbemühungen 
angelegt sind, wie sehr sie aber auch in ihrer inneren Logik zusammen­
hangen. 

6. Reformvorhaben im Eidgenõssische Justiz- und Polizei­
departement 

Das gewichtigste Vorhaben, das im Eidgenossischen Justiz- und Polizei­
departement derzeit vorbereitet wird, ist die Verfassungsreform. Grund­
lage ist dabei geínass dem Beschluss der Bundesversammlung vom 3. 
Juni 1987 das geltende, geschriebene und ungeschriebene Recht ver­
standlich nachzuführen, e s al so à j o ur zu bringen. Darin so Uen die zentra­
len Staatsideen, der liberale Rechtsstaat, die direkte Demokratie, der 
Foderalismus, aber auch der gelebte Sozialstaat Schweiz, die alle durch 
136 Teilrevisionen verschüttet sind, systematisch und inhaltlich kiar, 
verstandlich und nachvollziehbar zum Ausdruck kommen. Die neue Ver­
fassung soll das Grundverstandnis, den Grundkonsens, den Contrat 
social, der die Schweiz zusammenhalt, besser zum Ausdruck bringen als 
die geltende Bundesverfassung. Geltung verschaffen konnen wir der 
Verfassung nur, wenn wir wirklich wissen, was gilt. 
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Die Reform der Bundesverfassung ist als offener Prozess ausgestaltet, in 
einleuchtende Subeinheiten gegliedert und kiar etappiert. Die Nachfüh­
rung ist somit nicht Abschluss, sondern Ausgangspunkt für weitere Re­
formen. Unter dem Aspekt der Handlungsfahigkeit des Staates wie auch 
unter dem Aspekt der Glaubwürdigkeit und Berechenbarkeit unseres 
politischen Handelns nach innen und aussen steht heute die Reform der 
Volksrechte und der Justiz im Vordergrund. Andere Reformpakete müs­
sen indessen folgen und sind in Bearbeitung, wie z.B. die Foderalismus­
und Parlamentsreform sowie die 2. Phase der Regierungsreform. 

Wirkungsorientiert in einem viel konkreteren Sinne ist ein anderes Re­
formprojekt, das ich erwahnen mochte, auch wenn es von Bedeutung und 
Umfang nicht mit der Reform der Bundesverfassung zu vergleichen ist. 
Ich spreche von der Umwandlung des bisherigen Bundesamts für Geisti­
ges Eigentum zum teilautonomen Eidgenossischen Institut für Geistiges 
Eigentum. Im Gegensatz zu andern Ãmtern in meinem Departement, 
etwa zum Bundesamt für Justiz oder zum Bundesamt für Polizeiwesen, 
die schwergewichtig dem Bundesrat zudienen und hoheitliche Aufgaben 
erfüllen, sind im Bereich des Patent- und Markenwesens vor allem 
Dienstleistungsaufgaben für die private Wirtschaft zu erfüllen. Für diese 
Dienstleistungsaufgaben gibt es in gewissem Sinn auch einen Markt, 
indem die Patent- und Markenamter der einzelnen Lander im Hinblick 
auf eine rasche, sorgfaltige und kundengerechte Bedienqng in verschie­
denen Bereichen in Konkurrenz zueinander stehen. De m Anliegen nach 
Flexibilitat und optimaler betrieblicher Führung vermochte die bisherige 
volle Integration in die Bundesverwaltung nicht mehr zu genügen. Das 
geanderte Statut - ich hoffe, ein eigentlicher Vorlaufer in neuer Verwal­
tungsführung beim Bund - beinhaltet eine klare Trennung zwischen be­
trieblicher und poJitischer Führung: Das Institut erhalt - im Rahmen neu 
geschaffener Lenkungsmechanismen - stark vermehrte betriebliche Frei­
heit, untersteht indessen unverandert der politischen Führung durch De­
partement, Bundesrat und Parlament. 

Eine weitere Neuerung im Eidgenossischen Justiz- und Polizeideparte­
ment war vor einigen Jahren die Einführung einer umfassenden Depar­
tementsplanung. Die Erarbeitung klarer Jahresziele auf Stufe Departe­
ment und Bundesamt im Rahmen der übergreifenden Legislaturplanung 
des Bundesrates hat sich als ein sehr wertvolles Mittel wirkungsorientier­
ter Verwaltungsführung erwiesen. Der Bundesrat hat übrigens am 14. 
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Februar 1996 zuhanden dér Geschaftsprüfungskommission erstmals eine 
J ahresplanung 1996 verabschiedet. 

Die Konzentration auf das Wesentliche erfordert zwingend das Abwerfen 
von administrativem Ballast. Auslagerungen bzw. Teilautonomie wie die 
Schaffung des Eidgenossischen Instituts für Geistiges Eigentum sind eine 
Moglichkeit dazu. W o dies nicht machbar ist, ist nach anderen Vereinfa­
chungen zu suchen. Einen neuen Weg sind wir im Flüchtlings- und 
Asylwesen mit dem Wechsel von der individuellen zur pauschalen Ab­
geltung gegangen. Die Abrechnung wird dabei wesentlich vereinfacht, 
und die Kantone erhalten bei diesem System vermehrten Handlungsspiel­
raum. Die schwierig zu beantwortende Frage war und ist aber, ob die 
Ansatze auch richtig und angemessen sind. Es ist offenkundig, dass im 
Rahmen der Budgetberatungen fundierte Grundlagen zur Verfügung 
stehen mi:issen. Diese werden auf dem Weg einer eigentlichen Evaluation 
beschafft. An diesem Beispiel lasst si eh deutlich zeigen, das s ne ue W ege 
der Verwaltungsführung und Kostenabrechnung auch nach neuen For­
men der Überprüfung rufen. Insbesondere die ziel- undl wirkungsorien­
tierten Ansatze im Rahmen des NPM werden einen erweiterten Bedarf 
nach Evalua~ionen mit si eh · ziehen. Die bisherige Überprüfung der 
Rechtmassigkeit staatlichen Handelns muss durch eine Überprüfung der 
Resultate erganzt werden. 

Für di e Konzentration auf das W esentliche bietet si eh ausserdem das 
Abwerfen von regulativem Ballast an, wie wir das beispielsweise mit den 
umfassenden Deregulierungen im Versicherungsbereich auf dem Gebiet 
Sach- und Motofahrzeughaftpflicht-Versicherung sowie mit der im Rah­
men des geltenden Gesetzes weitgehenden Liberalisierung der Fahrzeu­
geinfuhren getan haben. Indem die Ordnung von Markten wieder ver­
mehrt diesen selbst überlassen wird, setzt der Staat ,nur" noch die Rah­
menbedingungen und überwacht deren Einhaltung. Mit dieser Rückbe­
sinnung auf die ,Kernkompetenzen" andert zumindest die Qualitat staat­
lichen Handelns und je nach Gebiet kann sich auch dessen Quantitat 
reduzieren. 

Evaluationen sind auf gewissen Gebieten seit langerem bekannt. Greifen 
wir den Strassenverkehr heraus. Seit Jahrzehnten beruhen die kontinu­
ierlichen - und auch erfolgreichen - Bemühungen utn eine Senkung der 
Zahl der Strassenverkehrsopfer auf Wirksamkeits- und Wirtschaftlich-
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keitsanalysen von Unfallverhütungsmassnahmen. Die Einführung des 
Gurtenobligatoriums und neuerdings der Gurtentragepflicht auf den hin­
teren Sitzen beruhte jeweils auf einer seriosen Evaluierung der Ursachen 
und Begleitumsüinde von Unfallen. Die Schweiz befand sich dabei in der 
glücklichen Lage, von den Untersuchungen in anderen Landern, vorab 
den USA und Schw,eden, profitieren zu konnen. Auch die Vorbereitung 
der Tempolimiten 50, 80 und 120 wurde durch Evaluationen - diesmal im 
eigenen Land - abgesichert. 

7. V o r einer Reform des S taa tes 

Die wenigen Beispiele zeigen, wie vielfaltig die Reformbemühungen im 
Eidgenossische Justiz- und Polizeidepartement sind, wie sehr sie in ihrer 
Logik aber auch zusammenhangen. Es wird daraus deutlich, dass ein 
Dialog Wissenschaft - Politik bereits stattfindet, auch wenn er noch in­
tensiviert werden muss. Mit all den Reformbemühungen stehen wir nicht 
am Ende, sondern je nach Optik in der Mitte bzw. ganz am Anfang eines 
langen Veranderungsprozesses. Dabei offnet sich ein riesiges Span­
nungsfeld für Veranderungen, das - in englischen Begriffen ausgedrückt -
vom "re-inventing government", de m Überdenken un d Neuschopfen von 
Regierung und Verwaltung bis zum "de-inventing govemment", dem 
radikalen Beschneiden der Staatstatigkeit, reicht. Auch in der Schweiz 
gibt es mittlerweile ein Feld von moderaten bis zu radikalen Vorschla­
gen: New Public Management, schlanke Verwaltung, Rückbesinnung auf 
Kernkompetenzen, Neuordnung des Finanzausgleichs oder drastische 
Beschneidung der rechtlichen Erlasse im Sinne der neu lancierten Dere­
gulierungsinitiative, um nur einige der Bestrebungen und Projekte zu 
nennen. 

Der Aspekt der Wirksamkeit wird bei all diesen Reformüberlegungen 
e ine ganz entscheidende Rolle spielen. Deshalb wird den Evaluatorinnen 
und Evaluatoren, seien sie nun in den Universitaten, privaten· Büros oder 
innerhalb der V erwaltung tatig, di e Arbeit sicher nicht ausgehen. Im Ge­
genteil: Ihr Arbeitsfeld konnte sich durchaus ausweiten. Nicht nur unter­
schiedliche staatliche Massnahmen, sondern auch unterschiedliche Mo­
delle und Moglichkeiten der Staats- und Verwaltungsorganisation wer­
den in Zukunft vermehrt einer seriosen Evaluierung bedürfen. Ihre Mit-
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arbeit und Mitwirkung bei der Verankerung neuer Denkmodelle, Verwal­
tungsstrukturen und Handlungsformen und bei der Evaluation ihrer 
Auswirkungen auf die Beziehungen zu den Kundinnen und Kunden der 
Verwaltung werden gefragt sein. 

Ich benütze die Gelegenheit, am Schluss dieser Ausführungen auch zwei 
Wünsche an die Evaluationszunft zu formulieren. 

Der erste Wunsch: Aus der Wirtschaft ist bekanht, dass der Faktor "Zeit" 
heute e ine absolut dominierende Rolle spielt. W er de n Markt früher al s 
di e Konkurrenz beliefern kann, macht das grosse Geschaft. De r Zeitfak­
to r wird au eh für di e Regierungs- un d V erwaltungstatigkeit immer be­
deutsamer werden. Das NFP 27 hat die methodische Qualitat von Eva­
luationen gefordert und damit die Grundlagen für ihren sachkundigen 
Einsatz gelegt. Darauf kann man aufbauen. Gleichzeitig sind die Evalua­
torinnen und Evaluatoren herausgefordert, Qualitatsprodukte in immer 
kürzeren Zeitabstanden zu produzieren, um den Bedürfnissen nach einer 
Beschleunigung der Entscheide und der Verfahren Rechnung zu tragen. 
Sie bedürfen zur Verwirklichung dieses ersten Wunsches allerdings der 
Unterstützung durch Regierung und Verwaltung. Heute wird allzu oft 
erst nach Inkrafttreten eines Erlasses darüber nachgedacht, ob und wie 
seine Wirksamkeit belegt werden kann. Dies wird sich in Zukunft andern 
müssen. Bereits bei der Konzipierung eines Erlasses ist systematisch 
darauf zu achten, wie dereinst die Wirksamkeit ermittelt und belegt wer­
den kann. Auf diesen Überlegungen aufbauend konnen bereits im Rah­
men der Rechtsetzung die Grundlagen für eine künftige Evaluierung 
geschaffen werden. Es braucht somit ein Denken im gesamten Produkti­
onszyklus des Rechts. Daber kann sich die Gesetzgebungslehre durchaus 
von der privaten Wirtschaft inspirieren lassen. Beim Automobilbau etwa 
denken fortschrittliche Automobilhersteller nicht nur an die Betriebs­
dauer des Autos, sondern planen die Fahrzeuge in der Weise, dass eine 
sinnvolle Rezyklierung der einzelnen Teile ermoglicht wird. Auch bei 
der Rechtsetzung ist dieses Denken in langeren Zeitraumen erforderlich. 
Wahrend es sich früher auf die Konstanz und Langlebigkeit der Gesetz­
gebung bezog, wird es sich nun vermehrt auf die Anpassung der Gesetz­
gebung an veranderte Rahmenbedingungen und auf die Fehlerkorrektur 
beziehen müssen. 
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Freilich ware es unrealistisch, davon auszugehen, Evaluation und politi­
scher Prozess liessen sich nahtlos ineinanderführen. Wissenschaft und 
Politik haben beide ihre Eigenheiten und Unwagbarkeiten. Bis Evaluati­
onsresultate vorliegen, konnen sich politische Prioritaten bereits wieder 
verandert haben. Wissenschaftliche Erkenntnisse treffen dann auf eine 
politische Realitat, die ihrer Umsetzung nicht forderlich ist. Dies muss 
allerdings nicht heissen, und das habe ich personlich mehrmals erfahren, 
dass dte wissenschaftlichen Anstrengtmgen umsonst waren. Jahre spater 
kann sich eine neue Chance offnen, d.h. die politischen Umstande erlau­
ben es dann, dass die Problemanalyse der Wissenschafter Gehor findet, 
bzw. das s di e vorgeschlagenen Losungen emsthaft geprüft werden. 

Der zweite Wunsch, den ich aussern mochte, betrifft die Unterstützung 
der Regierungstatigkeit durch Evaluationen. Evaluationen erfüllen einen 
berechtigten Anspruch der Óffentlichkeit nach Transparenz über staatli­
ches Handeln. Sie zeigen und belegen, wo Erfolge und wo Misserfolge 
zu verzeichnen sind. Für die Regierung ebenso bedeutsam ist aber, so­
weit wie moglich Fehler gar nicht erst entstehen zu lassen. Es braucht 
des hal b moglichst verlassliche Frühwarnsysteme. W enn si eh in diesem 
Sinne Evaluationen oder zumindest Evaluationswissen für diese Füh­
rungsaufgabe im Interesse der Regierung nutzen lasst, dann ist den Eva­
luatorinnen und Evaluatoren ein zusatzliches sinnvolles Arbeitsfeld si­
cher. 

lch habe zwei Wünsche geaussert. Anstelle des dritten Wunsches, der in 
Sagen un d Marchen jeweils gewahrt wird, schliesse ·i eh mit einer Mah­
nung: 

Bei aller Wirkungsorientierung dürfen wir nicht vergessen: Die Lei­
stungsfahigkeit eines freiheitlichen und demokratischen politischen Sy­
stems bemisst sich nicht allein nach seiner Effizienz, sondern ebenso 
sehr an seiner Legitimitat. Gewiss: leidet die Effizienz, krankt die Legi­
timitat. Fehlt es aber an Legitimitat, scheitert die Effizienz. Dies sind die 
Leitplanken für die Reform Únseres politischen Systems. 

lch wünsche Ihnen für den Rest der Tagung viel Erfolg imd hoffe, dass 
das im NFP 27 geschaffene Wissen in den kommenden Jahren im Inter­
esse der gesamten Gesellschaft genutzt werden kann. 




